
Bundessozialgericht

_A_Z.;.=__5_‚13159._61_61
_I m N a m e n de s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
290Januar 1970

RegHauptsekretär -
als Urkund$beamter

„
' - Kläger und Revisionskläger,

der Geschäftsstelle '

g e g e n

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 290 Januar 1970 durch_

Senatspräsident Dr„ D a p p r i c h
—Vorsitzender w,

Bundesrichter S c h r 6 d e r ,
Bundesrichter ‘ M a y ,
Bundessozialrichter M o g k und

Bundessozialrichter W o l f f

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteilä

des Landessozialgerichts Niedersachsen vom

150 Dezember 1966 aufgehoben und der Rechts—;

streit zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverw '

wiesen„ ' ‘
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte ver—1

pflichtet ist, dem Kläger die Kosten zu ersetzen, die

diesem durch die Unterbringung der Witwe Hedwig R::1 im

Psychiatrischen Krankenhaus Merxhausen in der Zeit vom

140 August 1961 bis 51„ August 1962 entstanden sind°

Frau Rxxz.bezieht von der Beklagten die Hinterbliebenen—

rente aus der Versicherung ihres verstorbenen Ehemanneso

Außerdem erhält sie vom Versorgungsamt Fulda eine Hinter=

bliebenenrente und von der Landesversicherungsanstalt
.(LVA) Hessen aus eigener Versicherung die Rente wegen Er—

werbsunfähigkeit° Vegan einer seelischen Erkrankung wurde

Frau 3311 bereits 1952 drei Monate lang im Niedersächsi—

schen Landeskrankenhaus Göttingen und im Jahre 1954 sechs

Wochen_lang in der Psychiatrischen Klinik Neue Mühle bei

Kassel stationär behandelto In der Zeit vom 50 Februar

1959 bis 290 November 1959 und vom 140 August 1961 bis

310 August 1962 wurde Frau R::1 wegen derselben seelischen

Erkrankung im Psychiatrischen Krankenhaus Nerxhausen untere

gebrachto Grundlage dieser Unterbringung war ein Beschluß

des Amtsgerichts Eschwege vom 140 März 1959„ Die Gesamte

kosten der Unterbringung vom 140 August ?961 bis 510

August 1962 in Höhe von‘4o228‚75 DM trug der Kläger, der

sich aus den Renten der Frau R::1120921‚—— DM erstatten

ließ„ Die Hessische Knappschaft lehnte es am 70 September

1961 dem Psychiatrischen Krankenhaus Merxhausen gegenüber

und am 140 März 1965 dem Kläger gegenüber ab, die Kosten

der Unterbringung zu übernehmen bzwo zu erstatten, weil

es sich nicht um einen Béhandlungs-‚ sondern um einen

Pflegefall handeleo . , ‚ ‘.
.

' 1,5;

Der Landeswohlfahrtsverband Hessen hat am 200 Juni 1963

Klage bei dem Sozialgericht (SG) in Kassel erhoben und

.‚-
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‚einen Bericht des Dra WZIIIIIIIZI vom 27, August 1962.

eingereicht° Die Klage wurde an das zuständige SG in

Gießen abgegeben, Das SG hat mit Beschluß vom 26° No—
vember 1963 das Land Hessen, vertreten durch das Landes—

' versorgungsamt Hessen, beigeladen° Der Kläger hat in

der ersten Instanz beantragt,

10 die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger

die bisher noch ungedeckten Aufwendungen

\für die Unterbringung der Witwe Hedwig R::I

„
*im PsychiatriSchen Krankenhaus Merxhausen

‚
in der Zeit vom 14„ August 1961 bis 310

August 1962in Höhevon 1„197,25DMzu
zahl en; \

2o'hilfsweise, das beigeladene Land Hessen
‘ entsprechend dem Antrag zu 1) zu verurteilen;

30 hilfsweise‚ falls das Gericht sich zur
Ent?

' scheidung über den Antrag zu 2) für sache

lich unzuständig hält, sich insoweit für
unzuständig zu erklären und den Rechtsstreit

insoweit an das SoZialgericht Kassel zur
Entscheidung durch die hierfür zuständige

Kammer für Angelegenheiten der Kriegsopfer»

vyersorgang zn_verweiseno

Das SG hat mit Urteil vom 140 April 1965 die Klage gegen
die Hessische Knabpschaft abgewieseno Auf den Klagean—

trag zu 3) hat es sich für örtlich und sachlich unzustän—

dig erklärt und den Rechtsstreit hinsichtlich des Klage—

antrags zu 2) an das SG Kassel verwiesen„ Das SG hat

zur Begründung ausgeführt, das Psychiatrische Krankenhaus

Merxhausen sei eine Heil« und Pflegeanstalt° Nach 5 11
Abso 1 der Verordnung über die Krankenversicherung der

Rentner vom 4° November 1941 „ VO über'KVdH —.(RGBl l
S„ 689), der für die knappschaftliche Krankenversicherung

_ 4 „
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der Rentner (anVdR) noch anzuwenden sei, habe die Witwe

R::: für die Zeit der Unterbringung gegen die Beklagte

keinen Anspruch auf Leistungen aus der anVdR gehabt9 so

daß die Beklagte auch mit Recht die von dem Kläger begehrte

Kostenübernahme abgelehnt habeo Eine Sachentscheidung

über den Hilfsantrag zu 2) könne nicht getroffen werden, da

die Kammer für Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung

in Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung sachlich nicht

zuständig seio Die Sache müsse daher an das örtlich zu—

ständige SG Kassel verwiesen werden‚

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat die Beru—

fung des Klägers mit Urteil vom 130 Dezember 1966 zurück»

gewieseno Es hat die Ansicht des BG bestätigt, der für

die anVdR noch anwendbare @ 11 Abs() 1 VO über KVdR schlies—

se einen Erstattungsanspruch des Klägers gegen die Beklagte

aus, denn bei dem Psychiatrischen Krankenhaus Merxhausen

handele es sich um eine Anstalt, die nach früherem Sprach—

gebrauoh eine Heil-= und Pflegeanstalt seio Durch diese

besondere Regelung in der anVdR sei der Gleichheitsgrund—

satz nicht verletzt, denn die knappschaftliche Versicherung‘

unterscheide sich von der übrigen Kranken— und Rentenver»

sicherung in mancherlei Hinsichto Das LSG hat die Reviw

sion zugelassenn .

Mit der am 23„ Januar 1967 eingelegten Revision rügt der

Kläger, das LSG habe nicht ohne weitere Aufklärung und

Beweiserhebung feststellen dürfen, das Psychiatrische

Krankenhaus Merxhausen sei nach früherem Sprachgebrauch

eine Heil— und Pflegeenstält° Im übrigen verletze der

Leistungsausschluß bei Unterbringung in einer Heil» und

Pflegeanstalt den Gleichheitsgrundsatz, denn er führe dazu,

daß Versicherte mit gleichem Leiden und bei gleicher ärzte

licher Behandlung versicheruhgsrechtlich nur deshalb vera

schieden behandelt würden, weil die stationäre Krankenhpusbpw

handlung bei dem einen in einem Krankenhaus und bei dem
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* 5 "

anderen in einer Heil— und Pflegeanstalt durchgeführt
werde„ '\

“Der Kläger beantragt,

3, "’ lunter Aufhebung des angefochtenen

‘ Urteils und des Urteils des Sozial—*

igerichts Gießen vom 14„ April 1965

der Klage stattzugeben; '

hilfsweise, die Sache zur
erneutenh

Verhandlung an das Landessozial—

;ericht Niedersachsen zurückzuver—
weisen,

‘!

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis für richtig,
Da die Witwe Es:: von der LVA Hessen eine Rente aus eige—

ner Versicherung beziehe, sei sie möglicherweise nach

5 165 Abs„ 1 Nro 3 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

gegen Krankheit versichert° Für diesen Fall sei die Be—

klagte nicht verpflichtet, Leistungen aus der Kranken—

versicherung der Rentner zu erbringen, Das folge aus dem

Grundsatz, daß die KVdR nur subsidiärer Natur sei, Im

übrigen bestehe ein Anspruch gegen die Beklagte auch des—
halb nicht, weil das Psychiatrische Krankenhaus Merxhausen

eine Heil— und Pflegeanstalt sei° Besonderer Ermittlungen

und Feststellungen des LSG darüber habe es nicht bedurfta

DerLeistungsausschlußfür Mitglieder der anVdRbei Eine
weisung in eine Heil— und Pflegeänstalt verstoße nicht ge—

gen den Gleichheitsgrundsatz.

Das beigeladene Land Hessen hat sich im Revisionsverfahren

einer Stellungnahme‘enthalteno‘
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Die zulässige Revision des Klägers ist insofern begründet,

als der Rechtsstreit an das Berufungsgericht zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen ist, weil

die tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen Urteils

zur endgültigen Entscheidung des Rechtsstreits nicht aus—

reichenq

Das LSG ist im Ergebnis mit Recht davon ausgegangen, daß

die Witwe R31: auf Grund des Bezuges der Witwenrente der

knappschaftlichen Krankenversicherung der Rentner ange—

hörte Zwar bezieht sie von der LVA Hessen auch noch eine

Rente aus eigener Versicherungo Dieser Rentenbezug schlie°t

jedoch die Mitgliedschaft in der anVdR nicht auso Nach

5 5 Abs„ 1 der Verordnung vom 190 Mai 1941 (BGBl I 80 287)

gehörte der zum Bezuge einer knappschaftlichen Rente Be—

rechtigte auch dann der anVdR an, wenn er außerdem aus

einem anderen Versicherungszweig eine Rente erhielto Das

Gesetz vom 120 Juni 1956 (BGBl I So 500) änderte daran

nichts° In Art„ 2 5 12 wurde 5 5 Abso 1 der VO vom 190

Mai 1941 vielmehr ausdrücklich aufrechterhalteno Die in

der Neufassung des @ 165 Abs° 6 BVG geregelte Subsidierit“t

der KVdR auf Grund des Bezuges einer Hinterbliebenenrente

gegenüber der KVdR auf Grund des Bezuges einer Rente aus
eigener Versicherung wurde also nicht auf die anVdR ausw
gedehnto Bei der Subsidiarität der allgemeinen KVdR ge—

genüber jeder anderen gesetzlichen Krankenversicherung be"

deutete das praktisch, daß die thVdR auch dann der allgeu

meinen KVdR vorging, wenn sie auf dem Bezuge einer Hinter“

bliebenenrente beruhte° Diese Rechtslage ist durch 5 19
Abst 2 Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes (EKG) idF

des Finanzänderungsgesetzes (FinÄndG) vom 210 Dezember

1967 (BGBl I So 1259) lediglich bestätigt und klargestellt

werdeno
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Der Senat hat bereits entschieden, daß die @@1531 ff RVG

jedenfalls seit dem1„ August1956auchfür die anVdR
anzuwenden sind (vglo SozR Nr, 20 zu 5 1531 EVO)° Aus

.5 18 VO über KVdR Kann daher nicht geschlossen werden,
daß es im Bereich der anVdR keine Ersatzansprüche der

Sozialhilfeträger geben solle°

Das LSG ist zutrefdend davon ausgegangen, daß 5 11 Abs, 1

vo über KVdRnach€ 2 Abs, 1 der ro über anVdRvoma;'Juni
194g_(ne31I s, 409)undArt, 4 Abs,2 Nr, 2 desGesetzes
vom 12° Juni 1956 für die anVdR noch anzuwenden ist (vgl°

Urteil des erkennenden Senats vom 260 Januar 1968 — 5 RKn

20/65 «), Nach dieser Vorschrift werden Leistungen an
Rentner und berechtigte Familienahgehörige, die in einer

Heil— oder Pflegeanstalt oder in einer ähnlichen Anstalt

untergebracht sind, in der sie im Rahmen ihrer gesamten

Betreuung Krankenpflege erhalten, nicht gewährt; zu den

"ähnlichen Anstalten" gehören auch die Krankenhäuser, wenn
die Unterbringung im Krankenhaus nicht nur vorübergehend,

sondern auf die Dauer erfolgte Die Vorschrift enthält

eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß der Versicherungsträ—

ger im Falle der
Krankheit

Krankenpflege zu gewähren hat;

sie ist schon deshalb eng auszulegeno' Sinn und Zweck die—

ser Vorschrift ist es, die Krankenkassen nicht mit den

Kosten für die dauernde Unterbringung unheilbar kranker

oder siecher Personen zu belasten, Zwar war bei der Une

terbringung in einer Heil— oder Pflegeanstalt im Gegensatz

zu der Unterbringung in einem Krankenhause nicht zu prü—

fen, ob die Unterbringung auf die Dauer erfolgte, weil

das * entsprechend den damaligen Verhältnissen — unwider—

legbar vermutet Wurde, Deshalb spricht die VO auch von
der Krankenpflege "im Rahmen ihrer gesamten Betreuung",

womit die dauernde.Pflege gemeint ist, Seit dem Erlaß
der VO haben sich aber die tatsächlichen Verhältnisse er—
heblich geändert; insbesondere haben die Möglichkeiten

der Behandlung psychischer
Erkrankungen derartige Fort-
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schritte gemacht, daß nicht mehr ohne weiteres drvon aus—

gegangen werden kann, daß die Einweisung in eine Heil»

oder Pflegeanstalt — sofern es solche überhaupt noch gibt —
feine Unterbringung "auf die Dauer" ist° Wegen dieser Ver—

änderung der tatsächlichen Verhältnisse hat 5 216 Abs° 1

Nr„ 4 EVO idF des Gesetzes vom 120 Juni 1956 die Unter—

scheidung zwischen der Unterbringung in einer Heil= oder

Pflegeanstalt einerseits und in einem Krankenhaus andereru

seits aufgegeben und die Befreiung der Krankenkassen von

der Leistungspflicht nur noch darauf abgestellt, ob die

Unterbringung dauernd zur Pflege erfolgt° Zwar gilt diese

Vorschrift für die anVdR nicht, sondern es ist weiterhin

$ 11 Abso 1 der VO über KVdR anzuwendena Wie der erkennen—

de Senat bereits in seinem zitierten Urteil vom 260 Januar

1968 ausgeführt hat, muß jedoch die in 5 216 Abs° 1 Nro 4

EVO zum Ausdruck kommende allgemeine sozialpolitische Tenw

denz bei der Auslegung des 5 11 Abs„ 1 der VO über KVdR

berücksichtigt werden° Das gilt umso mehr, als diese Vor—

schrift für die anVdR nicht etwa auf unabsehbare Zeit bee

stehen bleiben sollte„ Bei Erlaß des Gesetzes vom 120 Juni

1956 ist sie nur deshalb nicht aufgehoben worden, weil der

Gesetzgeber der beabsichtigten Neuregelung der anVdR nicht

vorgreifen wollteo Die Weitergeltung ”ar also nur für eine

kurze Übergangszeit gedacht° Da jedoch die Neuregelung

bisher nicht durchgeführt werden ist, muß sich die Ausle=

gung des © 11 Abs„ 1 der VO über KVdR den geänderten Verm
hältnissen anpassen° Wie auch das Bundesverfassungsge—

richt (BVerfG) anerkannt hat, kann eine Gesetzesbestimmung

bei gleichbleibendem Wortlaut durch Veränderung der Vera

hältnisse einen Bedeutungswandel erfahren (vglo BVerfG Bdo

7 S„ 342, 351)„ Kann infolge der Fortschritte auf medizi—

nischem Gebiet nicht mehr ohne weiteres davon ausgegangen

werden, daß Heil— oder Pflegeanstalten in der Regel aus—

schließlich der dauernden Pflege Geisteskranker dienen,

treffen also die Voraussetzungen für die im Jahre 1941 aufm

gestellte unwiderlegbare Vermutung nicht mehr zu, so konnt

g9_‚
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es für die jetzige Auslegung darauf an, welche Regelung

der Verordnungsgeber unter Berücksichtigung der geänder—

ten Verhältnisse getroffen.hätte° Nach dem erkennbaren

Sinn der auszulegenden Vorschrift sollen von der Leistungs—

pflicht der Krankenkassen nur solche Fälle ausgeschlossen

sein, in denen eine Behandlung im Rahmen einer dauernden

Pflege erfolgto Bei einer Behandlung im Rahmen einer

vorübergehenden Unterbringung soll die Leistungspflicht

der Krankenkassen also bestehen bleiben„‘ Das muß auch

für die Unterbringung in Heil; oder Pflegeanstalten gelten°

Es kann davon ausgegangen werden, daß der Verordnungsgeber

bei einer nur vorübergehenden Unterbringung in einer Heil=

oder Pflegeanstalt die Leistungspflicht der Krankenkassen

ebenso wenig wie bei einer vorübergehenden Unterbringung

in einem Krankenhaus ausgeschlossen hätte, wenn er nicht

auf Grund der jetzt nicht mehr zutreffenden tatsächlichen

Verhältnisse davon ausgegangen wäre, daß eine Unterbrin—

gung in einer Heilm oder Pflegeanstalt in der Regel "auf

die Dauer" erfolgt und damit der Pflege diento Hinzu

kommt, daß diese Vbrsohrift von den Wertvorstellungen des

Grundgesetzes (GG) her ausgelegt werden muß (vgl" dazu

BVerfG Bdo 19 So 1, 8)° Es wäre aber mit dem Gleichheits-
grundsatz des Art„ 5 Abs„ 1 GG unvereinbar, wenn zwischen

der Unterbringung in einer Heil— oder Pflegeanstalt und
der Unterbringung in einem Krankenhaus bei sonst gleicher

Sachlage ein Unterschied gemacht würde° Auch die Heil—

oder Pflegeanstalten erfüllen mindestens in vielen Fällen

die Mindestvoraussetzungen, die an ein Krankenhaus zu
stellen sind° Sie sind also oft Spezialkrankenhäuser,

wie das auch in dem Namen des Psychiatrischen Krankenhau—

ses Merxhausen zum Ausdruck kommto Wird ein Mitglied der

anVdR in ein solches Spezialkrankenhaus zur vorübergehen—

den Behandlung einer psychischen Erkrankung eingewiesen,

so kann die Leistungspflicht der Knappschaft nicht ausge—
schlossen sein, während sie bei derselben Behandlung in

_ 10 l
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„ 10 i

‘einem
anderen Krankenhaus bestehen würdeo Das führt

nicht zur Nichtigkeit des @ 11 Abs() 1 VO über KVdR, sondern

nur dazu, daß diese Vorschrift verfassungskonform dahin

auszulegen ist, daß es bei jeder Unterbringung darauf an-

kommt, ob sie nur vorübergehend oder auf die Dauer erfolgt

isto -Kann bei einer verfassungskonformen Auslegung ein

Maximum dessen aufrechterhalten werden, was nach der Ver“

fassung aufrechterhalten werden kann, so ist es unerheb—

lich, ob die Absichten des Gesetzgebers etwa hierüber

hinausgingen (vglo BVerfG Bdo 9 So 194, 2OO)O Eine re—

striktive Auslegung des 5 11 Abs„ 1 VO über KVdR ist also

durchaus zulässig, auch wenn sie nicht dem Willen des Ver-

ordnungsgebers entsprichto Darüber hinaus wird bei dieser

Auslegung der im 5 216 Abso 1 Nro 4 EVO zum Ausdruck kom— ’

menden allgemeinen sozialpolitischen Tendenz Rechnung ge—

tragen, Danach kommt es also nicht darauf an, ob das

Psychiatrische Krankenhaus Merxhausen eine Heil— oder

J°i"legeanstalt nach früherem Sprachgebrauch oder ein son—

stiges Krankenhaus ist" Die Entscheidung hängt vielmehr

nur davon ab, ob die Unterbringung der Witwe RIII nur vor—

übergehend oder aber "auf die Dauer" erfolgt isto :

Die tatsächlichen Feststellungen des LSG reichen zur ab—

schließenden Beurteilung dieser Frage nicht aus„ Wie der

Senat bereits in dem zitierten Urteil vom 26„ Januar 1969

ausgeführt hat, kommt es nicht auf die tatsächliche Verweilw

dauer des Kranken, sondern darauf an, in welcher Absicht

er aufgenommen worden ist, ob nämlich zur vorübergehenden

“Behandlung oder zur Dauerpflegea Der Zweck der Aufnahme

kann sich allerdings während des Aufenthalts ändern, sei es

durch eine Veränderung im Krankheitszustand, sei es durch

eine Änderung in der ärztlichen Beurteilungo Von einer

Unterbringung "auf die Dauer" kann nicht schon dann gespr0u
chen werden, wenn die Verweildauer bei der Einweisung unbeu

stimmt ist, Solange während der Unterbringung die psychie

sche Erkrankung mit dem Ziel der Besserung und der Beendim

gung der Unterbringung behandelt wird, muß man von einer
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vorübergehenden Unterbringung ausgehen, die sich von der

Unterbringung "auf die Dauer" wesentlich dadurch unter—
‘scheidet, daß sie nicht der dauernden Pflege des unheilbar

Kranken dient„

Die zur abschließenden Beurteilung fehlenden tatsächlichen

Feststellungen kann das Revisionsgericht nicht nachholen°

Das angefochtene Urteil muß daher aufgehoben und der '

Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückverwiesen werden„
.
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